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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 25. November 2003 Teil III 

128. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik der Philippinen über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Investitionen 
(NR: GP XXII RV 34 AB 140 S. 27. BR: AB 6851 S. 700.) 

 

128. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. 

ABKOMMEN 
zwischen der Republik Österreich und der Republik der Philippinen über die Förderung 

und den gegenseitigen Schutz von Investitionen 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH UND DIE REPUBLIK DER PHILIPPINEN, im Folgenden die 
Vertragsparteien genannt, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, günstige Voraussetzungen für eine größere wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu schaffen; 

IN DER ERKENNTNIS, dass die Förderung und der Schutz von Investitionen die Bereitschaft zur 
Vornahme solcher Investitionen stärken und dadurch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der Wirt-
schaftsbeziehungen leisten können, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

ARTIKEL 1 
Definitionen 

Für die Zwecke dieses Abkommens 
(1) umfasst der Begriff �Investition� alle Vermögenswerte, und insbesondere, aber nicht ausschließ-

lich: 
 a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie jegliche sonstige dingliche Rechte, 

wie Hypotheken, Zurückbehaltungsrechte, Pfandrechte, Nutzungsrechte und ähnliche Rechte; 
 b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an Unternehmen; 
 c) Ansprüche auf Geld, das übergeben wurde, um einen wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder 

Ansprüche auf jede Leistung, die einen wirtschaftlichen Wert hat; 
 d) geistige und gewerbliche Schutzrechte, wie sie in den im Rahmen der Weltorganisation für Geis-

tiges Eigentum abgeschlossenen multilateralen Abkommen definiert wurden, einschließlich, aber 
nicht beschränkt auf Urheberrechte, Handelsmarken, Erfinderpatente, gewerbliche Modelle sowie 
technische Verfahren, Know-how, Handelsgeheimnisse, Handelsnamen und Goodwill; 

 e) Konzessionen, die in Übereinstimmung mit den Gesetzen und Verordnungen der betreffenden 
Vertragspartei erteilt werden, einschließlich von Konzessionen für die Aufsuchung, Gewinnung 
und Ausbeutung von Naturschätzen. 

(2) bezeichnet der Begriff �Investor� 
 a) in Bezug auf die Republik Österreich: natürliche Personen, die Staatsangehörige der Republik 

Österreich sind und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigen; 
 b) in Bezug auf die Republik der Philippinen: Personen, die Staatsangehörige der Philippinen im 

Sinne deren Verfassung sind und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tä-
tigen; 
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 c) in Bezug auf die Republik Österreich: jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in 
Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der Republik Österreich geschaffen wurde, ihren 
Sitz im Hoheitsgebiet der Republik Österreich hat und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar-
tei eine Investition tätigt sowie jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in Überein-
stimmung mit den Rechtsvorschriften einer der Vertragsparteien oder eines dritten Staates ge-
schaffen wurde und in der der oben genannte Investor tatsächliche Kontrolle ausübt; 

 d) in Bezug auf die Republik der Philippinen: juristische Personen, einschließlich Gesellschaften, 
Zusammenschlüsse von Gesellschaften, Handelsgesellschaften und anderer Organisationen, die 
auf Grund der Gesetze der Republik der Philippinen registriert oder jedenfalls ordnungsgemäß 
errichtet sind und tatsächlich eine Geschäftstätigkeit ausüben, und ihren Hauptsitz auf dem Ho-
heitsgebiet der Republik der Philippinen haben, wo das tatsächliche Management erfolgt, sowie 
im Ausland errichtete Gesellschaften, die von philippinischen Staatsangehörigen tatsächlich kon-
trolliert werden und auf Grund philippinischer Gesetze als geschäftlich Tätige registriert sind. 

(3) bezeichnet der Begriff �Erträge� diejenigen Beträge, die eine Investition erbringt, und insbeson-
dere, aber nicht ausschließlich, Gewinne, Zinsen, Kapitalzuwächse, Dividenden, Tantiemen, Lizenzge-
bühren und andere Entgelte; 

(4) bezeichnet der Begriff �Hoheitsgebiet� in Hinblick auf jede Vertragspartei das Gebiet unter ihrer 
Hoheitsgewalt einschließlich der ausschließlichen ökonomischen Zone und des Kontinentalshelfs, über 
die jede Vertragspartei in Übereinstimmung mit ihrem nationalen Recht und mit dem Völkerrecht souve-
räne Rechte oder Zuständigkeit ausübt. 

ARTIKEL 2 
Förderung und Schutz von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei fördert so weit wie möglich in ihrem Hoheitsgebiet Investitionen von Inves-
toren der anderen Vertragspartei, lässt diese Investitionen in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschrif-
ten zu und gewährt diesen Investitionen in jedem Fall eine gerechte und billige Behandlung. 

(2) Gemäß Artikel 1 Absatz 1 zugelassene Investitionen und deren Erträge genießen den vollen 
Schutz dieses Abkommens. Gleiches gilt, unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1, im Falle einer 
Wiederveranlagung solcher Erträge auch für deren Erträge. Die rechtliche Erweiterung, Veränderung oder 
Umwandlung einer Investition erfolgt in Übereinstimmung mit der Gesetzgebung der betreffenden Ver-
tragspartei. 

ARTIKEL 3 
Behandlung von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei gewährt Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen eine 
nicht weniger günstige Behandlung als die, die sie ihren eigenen Investoren und deren Investitionen oder 
Investoren jedes Drittstaates und deren Investitionen gewährt. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sind nicht dahin gehend auszulegen, dass sie eine Vertrags-
partei verpflichten, den Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen den gegenwärtigen 
oder künftigen Vorteil jeder Behandlung, Präferenz oder jedes Privileges einzuräumen, welcher sich er-
gibt aus 
 a) jeder Zollunion, jedem gemeinsamen Markt, jeder Freihandelszone oder Zugehörigkeit zu einer 

Wirtschaftsgemeinschaft oder einem multilateralem Abkommen über Investitionen; 
 b) jedem internationalen Abkommen, jeder zwischenstaatlichen Vereinbarung oder jeder innerstaat-

lichen Gesetzgebung über die Besteuerung. 

ARTIKEL 4 
Enteignung 

(1) Investitionen von Investoren jeder der Vertragsparteien dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei nicht enteignet, verstaatlicht oder irgendeiner Maßnahme mit gleicher Wirkung unterworfen 
werden (im Folgenden als Enteignung bezeichnet), ausgenommen für einen öffentlichen Zweck, auf 
Grund eines rechtmäßigen Verfahrens und gegen umgehende, angemessene und wirksame Entschädi-
gung. 

(2) Diese Entschädigung muss dem gerechten Marktwert der enteigneten Investition unmittelbar vor 
dem Zeitpunkt, zu dem die Enteignung erfolgt ist, entsprechen. Der gerechte Marktwert wird keine Wert-
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änderung berücksichtigen, die eintrat, da die Enteignung früher öffentlich bekannt wurde. Die Entschädi-
gung wird unverzüglich bezahlt. Falls sich die Zahlung der Entschädigung verzögert, hat die Entschädi-
gung Zinsen vom Zeitpunkt der Enteignung bis zum Zeitpunkt der Zahlung zum vorherrschenden han-
delsüblichen Zinssatz zu umfassen. Die Entschädigung hat tatsächlich verwertbar und in einer frei kon-
vertierbaren Währung frei transferierbar zu sein. Bei der Enteignung oder vor dem Zeitpunkt der Enteig-
nung muss in geeigneter Weise Vorkehrung für die Festsetzung und Leistung dieser Entschädigung ge-
troffen werden. 

(3) Um Zweifel auszuschließen: Enteignet eine Vertragspartei die Vermögenswerte einer Gesell-
schaft, die in einem Teil ihres Hoheitsgebietes auf Grund der geltenden Gesetze registriert oder geschaf-
fen wurde, und an welcher ein Investor der anderen Vertragspartei Anteilsrechte besitzt, so wendet sie die 
Bestimmungen des Absatzes 1 dieses Artikels dergestalt an, dass die angemessene in diesem Absatz vor-
gesehene Entschädigung dieser Investoren im Ausmaß ihres Anteils an den enteigneten Vermögenswerten 
sichergestellt wird. 

(4) Dem Investor steht das Recht zu, die Rechtmäßigkeit der Enteignung durch die zuständigen Or-
gane der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlasst hat, überprüfen zu lassen. 

(5) Dem Investor steht das Recht zu, die Höhe und die Zahlungsmodalitäten der Entschädigung ent-
weder durch die zuständigen Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlasst hat, oder durch 
ein internationales Schiedsgericht gemäß Artikel 9 dieses Abkommens überprüfen zu lassen. 

ARTIKEL 5 
Entschädigung für Schaden oder Verlust 

(1) Falls Investitionen von Investoren einer der beiden Vertragsparteien durch Krieg oder eine ande-
re bewaffnete Auseinandersetzung, einen nationalen Notstand, eine Revolte, zivile Unruhen, Aufstand, 
Aufruhr oder andere ähnliche Ereignisse im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Schaden oder Ver-
lust erleiden, wird ihnen seitens der letztgenannten Vertragspartei hinsichtlich Rückerstattung, Schadlos-
haltung, Entschädigung oder anderer Regelung keine ungünstigere Behandlung gewährt als jene, die die 
letztgenannte Vertragspartei ihren eigenen Investoren oder Investoren eines Drittstaates gewährt, je nach-
dem, welche die günstigste ist. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erhalten Investoren einer Vertragspartei, die bei irgendeinem der in 
diesem Absatz angeführten Ereignisse im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einen Schaden oder 
Verlust erleiden durch 
 a) Beschlagnahme ihres Vermögens oder eines Teiles davon durch die Streitkräfte oder Organe der 

letzteren Vertragspartei, oder 
 b) Zerstörung ihres Vermögens oder eines Teiles davon durch die Streitkräfte oder Organe der letzt-

genannten Vertragspartei, wobei dies nicht durch Kampfhandlungen verursacht wurde oder unter 
den gegebenen Umständen nicht erforderlich war, 

umgehende Rückerstattung oder umgehende und angemessene Entschädigung für den erlittenen Schaden 
oder Verlust, wenn eine Rückerstattung nicht möglich ist. Daraus erfolgende Zahlungen sind in einer frei 
konvertierbaren Währung zu leisten und sind ohne ungebührliche Verzögerung frei transferierbar. 

ARTIKEL 6 
Transfer 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet Investoren der anderen Vertragspartei ohne ungebührliche Ver-
zögerung den freien Transfer in frei konvertierbarer Währung von im Zusammenhang mit einer Investiti-
on stehenden Zahlungen, insbesondere, aber nicht ausschließlich, 
 a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung oder Erweiterung der Investition; 
 b) der Beträge, die zur Abdeckung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der Inves-

tition bestimmt sind; 
 c) der Erträge; 
 d) der Rückzahlung von Darlehen; 
 e) der Erlöse im Falle vollständiger oder teilweiser Liquidation oder Veräußerung der Investition; 
 f) der Entschädigungzahlung für Enteignung, Schaden oder Verlust oder 
 g) der Zahlungen auf Grund einer Streitbeilegung. 
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(2) Die Zahlungen gemäß diesem Artikel erfolgen zu dem am Tage des Transfers am Markt gelten-
den Wechselkurs. 

(3) Die Wechselkurse werden entsprechend den Notierungen an den Börsen bzw. in Ermangelung 
solcher Notierungen auf Grund der Spotgeschäfte, die im Rahmen des jeweiligen Bankensystems durch-
geführt werden, im Hoheitsgebiet der jeweiligen Vertragspartei festgelegt. 

(4) Der Begriff �ohne ungebührliche Verzögerung� bezeichnet den für die Erfüllung der notwendi-
gen Formalitäten bei Transferzahlungen üblicherweise erforderlichen Zeitraum. Dieser Zeitraum beginnt 
mit dem Tag, an dem der Antrag auf Transferzahlung gestellt wird, und darf zwei Monate keinesfalls 
überschreiten. 

ARTIKEL 7 
Eintrittsrecht 

Leistet eine Vertragspartei oder eine von ihr hiezu ermächtigte Institution ihrem Investor Zahlungen 
auf Grund einer Garantie für eine Investition im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so anerkennt 
diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte des Investors der erstgenannten Vertragspartei aus 
Artikel 9 dieses Abkommens und der Rechte der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10 dieses Ab-
kommens, die Übertragung aller Rechte oder Ansprüche dieses Investors kraft Gesetzes oder auf Grund 
eines Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei. Ferner anerkennt die letztere Vertragspartei 
den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle diese Rechte oder Ansprüche, welche die erstgenann-
te Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Trans-
fer von an die betreffende Vertragspartei auf Grund der übertragenen Rechte zu leistenden Zahlungen 
gelten Artikel 4, 5 und 6 dieses Abkommens sinngemäß. 

ARTIKEL 8 
Andere Verpflichtungen 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei oder aus völkerrechtlichen Verpflich-
tungen, die neben diesem Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft begründet 
werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, durch die den Investitionen der Investoren der anderen 
Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Abkommen zu gewähren ist, so geht diese 
Regelung dem vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei hält jede vertragliche Verpflichtung ein, die sie gegenüber einem Investor der 
anderen Vertragspartei in Bezug auf von ihr genehmigte Investitionen in ihrem Hoheitsgebiet übernom-
men hat. 

ARTIKEL 9 
Beilegung von Streitigkeiten zwischen einer Vertragspartei und einem Investor der       

anderen Vertragspartei 
(1) Jede Streitigkeit aus einer Investition zwischen einer Vertragspartei und einem Investor der ande-

ren Vertragspartei wird so weit wie möglich zwischen den Streitparteien freundschaftlich beigelegt. 
(2) Falls die Streitigkeit nicht freundschaftlich beigelegt werden kann, kann die betroffene Streitpar-

tei die Streitigkeit wahlweise zur Beilegung unterwerfen: 
 a) den Gerichten oder Verwaltungsgerichten der Vertragspartei, die Streitpartei ist; oder 
 b) in Übereinstimmung mit jedem anwendbaren zuvor vereinbarten Streitbeilegungsverfahren. 

(3) Besteht eine Streitigkeit zwischen einem Investor einer Vertragspartei und der anderen Vertrags-
partei nach einem Zeitraum von sechs Monaten weiter, ist der Investor berechtigt, diesen Streit entweder 
 a) einem internationalen Schiedsverfahren des Internationalen Zentrums für die Beilegung von 

Investitionsstreitigkeiten, das auf Grund des am 18. März 1965 in Washington D.C. zur Unter-
zeichnung aufgelegten Übereinkommens zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen 
Staaten und Angehörigen anderer Staaten (ICSID-Konvention) eingerichtet wurde, oder 

 b) einem Schiedsrichter oder einem internationalen Ad-hoc-Schiedsgericht, das in Übereinstim-
mung mit den Schiedsregeln der Kommission der Vereinten Nationen für Internationales Han-
delsrecht (UNCITRAL) errichtet wurde, zu unterwerfen. 

(4) Jede Vertragspartei stimmt durch dieses Abkommen unwiderruflich und bedingungslos im Vor-
hinein zu, jede solche Streitigkeit einem internationalen Schiedsverfahren zu unterbreiten, falls der Inves-
tor so entscheidet. 
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(5) Der Schiedsspruch ist endgültig und bindend; er wird in Übereinstimmung mit dem innerstaatli-
chen Recht vollstreckt; jede Vertragspartei hat die Anerkennung und Durchsetzung des Schiedsspruches 
in Übereinstimmung mit ihren einschlägigen Gesetzen und Rechtsvorschriften zu gewährleisten. 

(6) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, macht in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schieds-
verfahrens oder der Durchsetzung eines Schiedsspruchs als Einwand geltend, dass der Investor, der die 
andere Streitpartei ist, auf Grund einer Garantie eine Entschädigung bezüglich aller oder Teile seiner 
Verluste erhalten habe. 

ARTIKEL 10 
Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab-
kommens werden so weit wie möglich durch Verhandlungen freundschaftlich beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit gemäß Absatz 1 innerhalb von sechs Monaten nicht beigelegt werden, so 
wird sie auf Antrag einer der Vertragsparteien einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall wie folgt gebildet: Jede Vertragspartei bestellt ein Mit-
glied und diese beiden Mitglieder einigen sich auf einen Staatsangehörigen eines Drittstaates als Vorsit-
zenden. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem die eine Vertragspar-
tei der anderen mitgeteilt hat, dass sie die Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will, der Vorsit-
zende desselben ist innerhalb von zwei weiteren Monaten zu bestellen. 

(4) Wurden die in Absatz 3 festgelegten Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung irgendei-
ner anderen entsprechenden Vereinbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Ge-
richtshofes einladen, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Ist der Präsident des Internationalen 
Gerichtshofes Staatsangehöriger einer der beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund 
verhindert, diese Funktion auszuüben, so ist der Vizepräsident, oder im Falle seiner Verhinderung, das 
nächstdienstälteste Mitglied des Internationalen Gerichtshofes unter denselben Voraussetzungen einzula-
den, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht beschließt seine eigene Verfahrensordnung. 
(6) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidung auf Grund dieses Abkommens sowie in Anwendung 

der allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechtes. Es trifft seine Entscheidung mit Stimmenmehrheit; 
die Entscheidung ist endgültig und bindend. 

(7) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres eigenen Mitglieds und ihrer Rechtsvertretung in dem 
Schiedsverfahren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die übrigen Kosten werden von den beiden Ver-
tragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann jedoch in seinem Schiedsspruch eine 
andere Kostenaufteilung festlegen. 

ARTIKEL 11 
Anwendung dieses Abkommens 

Dieses Abkommen findet auf Investitionen Anwendung, die Investoren der einen Vertragspartei in 
Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet sowohl 
vor als auch nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens vorgenommen haben oder vornehmen werden. 

ARTIKEL 12 
In-Kraft-Treten und Dauer 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, 
der auf den Monat folgt, in welchem der Austausch der Ratifikationsurkunden stattgefunden hat. 

(2) Das Abkommen bleibt für einen Zeitraum von zehn Jahren in Kraft; danach wird es für einen un-
bestimmten Zeitraum verlängert und kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Frist von zwölf 
Monaten schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt werden. 

(3) Für Investitionen, die vor dem Zeitpunkt des Außer-Kraft-Tretens dieses Abkommens getätigt 
worden sind, bleiben die Bestimmungen der Artikel 1 bis 11 dieses Abkommens noch für einen weiteren 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt des Außer-Kraft-Tretens dieses Abkommens in Kraft. 

III   128



756 BGBl. III � Ausgegeben am 25. November 2003 � Nr. 128 

 

GESCHEHEN zu Manila, am 11. April 2002, in zwei Urschriften, jede in deutscher und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen authentisch ist. 

Für die Republik Österreich: 

Johann DEMEL 

Für die Republik der Philippinen: 

Thomas G. AQUINO 

AGREEMENT 
between the Republic of Austria and the Republic of the Philippines for the Promotion 

and Reciprocal Protection of Investments 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF THE PHILIPPINES hereinafter re-
ferred to as the Contracting Parties, 

DESIRING to create favourable conditions for greater economic co-operation between the Contract-
ing Parties; 

RECOGNIZING that the promotion and protection of investments will strengthen the readiness for 
such investments and thereby make an important contribution to the development of economic relations, 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

ARTICLE 1 
Definitions 

For the purpose of this Agreement: 
(1) the term �investment� comprises all assets and in particular, though not exclusively: 

 (a) movable and immovable property as well as any other rights in rem such as mortgages, liens, 
pledges, usufructs and similar rights; 

 (b) shares and other types of participation in undertakings; 
 (c) claims to money that has been given in order to create an economic value or claims to any per-

formance having an economic value; 
 (d) intellectual and industrial property rights, as defined in the multilateral agreements concluded 

under the auspices of the World Intellectual Property Organization, including, but not limited to, 
copyright, trademarks, patents, industrial designs and technical processes, know-how, trade se-
crets, trade names and goodwill; 

 (e) business concessions granted in accordance with the laws and regulations of the respective Con-
tracting Party, including concessions to search for, extract or exploit natural resources. 

(2) the term �investor� means 
 (a) with respect to the Republic of Austria: natural persons who are citizens of the Republic of Aus-

tria and make an investment in the other Contracting Party�s territory; 
 (b) with respect to the Republic of the Philippines: individuals who are citizens of the Philippines 

within the meaning of its Constitution and make an investment in the other Contracting Party�s 
territory; 

 (c) with respect to the Republic of Austria: any juridical person, or partnership, constituted in      
accordance with the legislation of the Republic of Austria, having its seat in the territory of the 
Republic of Austria and making an investment in the other Contracting Party�s territory and any 
juridical person, or partnership, constituted in accordance with the legislation of a Contracting 
Party or of a Third Party in which the investor referred to above exercises effective control; 

 (d) with respect to the Republic of the Philippines: legal entities, including companies, associations 
of companies, trading corporate entities and other organizations that are incorporated or, in any 
event properly organized and actually doing business under the laws of the Republic of the Phil-
ippines and have their headquarters in the territory of the Republic of the Philippines where ef-
fective management is carried out, as well as corporations organized abroad, effectively con-
trolled by Philippine nationals and registered as doing business under Philippine laws. 


